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Nr. Vordok.: 11761/13 
Betr.: Vorschlag für einen Beschluss des Rates über den Abschluss des Freiwilligen 

Partnerschaftsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Republik 
Indonesien über Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und Handel im Forstsektor 
sowie über die Einfuhr von Holzprodukten in die Europäische Union 
– Ersuchen des Rates um Zustimmung des Europäischen Parlaments 

 
 

1. Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Republik Indonesien über Rechts-

durchsetzung, Politikgestaltung und Handel im Forstsektor sowie über die Einfuhr von 

Holzprodukten in die Europäische Union (FLEGT) wird am 30. September 2013 vorbe-

haltlich seines späteren Abschlusses unterzeichnet. 

 

2. Am 20. Juni 2013 hat die Kommission dem Rat einen Vorschlag für einen Beschluss des 

Rates über den Abschluss eines Freiwilligen Partnerschaftsabkommens zwischen der Euro-

päischen Union und der Republik Indonesien über Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und 

Handel im Forstsektor sowie über die Einfuhr von Holzprodukten in die Europäische Union 

(FLEGT) unterbreitet. 
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3. Im Hinblick auf die Annahme des Beschlusses über den Abschluss des Abkommens durch 

den Rat wird der Ausschuss der Ständigen Vertreter somit ersucht, dem Rat vorzuschlagen, er 

möge unter Teil A der Tagesordnung für eine seiner nächsten Tagungen beschließen, den in 

Dokument 11767/1/13 REV 1enthaltenen Entwurf des Beschlusses über den Abschluss sowie 

das in Dokument 11769/1/13 REV 1 + REV 1 COR 1 (en) wiedergegebene Abkommen dem 

Europäischen Parlament zur Zustimmung zuzuleiten, nachdem die Vertragsparteien das Ab-

kommen unterzeichnet haben. 
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